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Massnahme für betagtes Ehepaar

Sachverhalt

· Abklärungsauftrag an die Familienberatung durch Vormundschaftsbehörde der Region. Gegenstand der Abklärung (aufgrund Antrag einer Tochter): sind beim betagten Ehepaar B. vormundschaftliche Massnahmen angezeigt und wenn ja, welche?

· Das Ehepaar ist 87, bzw. ca. 82 J. alt. Beide gesundheitlich in verschiedener Hinsicht angeschlagen. Brauchen zur Zeit Pflege, die längerfristig kaum ambulant zu organisieren ist. In Altersheim angemeldet. 

· 7 Kinder, alle gut situiert. 2 Söhne leben in den USA. Noch unklar, inwieweit Uebereinstimmung herrscht betreffend Unterstützung für die Eltern.

· Herr B. ist vermögend (div. private und Geschäftsliegenschaften, Wertschriften usw.). Er hat bisher alles mehr oder weniger selber gemanagt, scheint jedoch zunehmend die Uebersicht verloren zu haben. 

· Eltern B. können ihre Situation teilweise einschätzen. Sehen zwar ein, dass Hilfe nötig ist, Herr B. ist aber äusserst misstrauisch und glaubt nicht, dass jemand (ausser ihm) genügend „druus“ kommt in Sachen Finanzen. Er hat auch Bedenken, dass das „Geld“ nicht reicht „bis zuletzt“.

Überlegungen seitens des Sozialdienstes:
Die persönliche Fürsorge muss nicht durch ein vm.Mandat abgedeckt werden. Töchter sind jetzt schon aktiv und handeln, falls nötig. Funktioniert offensichtlich.

· Vom Prinzip der Stufenfolge ausgehend, könnte – als mildeste Einwirkung – theoretisch Vollmacht erteilt werden an einen Treuhänder. Würde aber bedingen, dass Herr B. diesen zu kontrollieren imstande ist. Aufgrund Gesundheitszustand mE nicht denkbar.

· Kombinierte Beistandschaft Art. 392, Abs. 1 und 393, Abs. 2 ZGB. Mandat wird einem Treuhänder, bzw. Finanzfachmann übertragen. Bedingt Kooperationsbereitschaft und –fähigkeit vS Herr B. Handlungsfähigkeit nicht eingeschränkt. Was, wenn Herr B. mit dem Beistand nicht klar kommt, diesem nicht traut?

· Kombinierte Mitwirkungsbeiratschaft Art. 395 Abs. 1 + 2. Ausgenommen Einkommen und Erträgnisse. Allerdings können Geschäfte von Gewicht, die der Verbeiratete mit den Erträgnissen und seinem Einkommen tätigen möchte, ebenfalls an die Mitwirkung des Beirats gebunden werden. Welche Geschäft sind damit gemeint? Woran ist sonst noch zu denken bei der komb. Beiratschaft?

Wir überlegen uns, ob folgende Massnahme tauglich wäre:

· Vertretungsbeistandschaft Art. 392 Abs. 1 mit dem einmaligen Auftrag, Verhandlungen zu führen mit Treuhändern und einen Vertrag abzuschliessen (inkl. Nennung einer neutralen Revisionsstelle). 

· Vertretungsbeistand sicher niemand aus der Reihe der Nachkommen. Allenfalls der Anwalt der Eltern B. Das Vertragswerk ist durch die Vormundschaftsbehörde zu genehmigen. Alle Beteiligten (Eltern B. und ihre Kinder) erhalten Beschluss mit Beschwerdemöglichkeit zugestellt.

Erwägungen

1. Aufgrund des geschilderten Sachverhalts scheint mir Ihr Vorschlag eine interessante Variante zu sein. Allerdings stellt sich die Frage, ob nicht mit einer nichtbehördlichen Massnahme dasselbe Ziel erreicht werden könne. 

2. Als erstes würde ich eine innerfamiliäre Lösung nicht ausschliessen: Eine oder zwei Kind(er) könnte mit der Besorgung der finanziellen Angelegenheiten betraut werden. Diese Vermögenssorge müsste gut ausformuliert werden, damit die Eltern die Gewissheit haben, dass die Mandatsführung korrekt erfolgt und überwacht wird. Die Überwachung könnte Familienangehörigen überlassen werden, falls die Eltern damit einverstanden sind (was Bedingung ist).

3. Wird ein Treuhänder – z.B. durch den Vertretungsbeistand - eingesetzt, so müsste er ja auch überwacht werden können. Will das Ehepaar diese Überwachung nicht durch die Familienangehörigen, so bleibt nichts anderes als eine Beistandschaft (392.1/393.2 oder 394), wobei der Beistand / die Beiständin natürlich die ganze Vermögenssorge im Vertragsverhältnis abtreten könnte. Er/sie behielte aber die Verantwortung gegenüber den Verbeiständeten und den späteren Erben.

4. So gesehen würde ich Ihnen empfehlen, im Sinne der Subsidiarität mit Eltern und geografisch erfassbaren Kindern eine „Familienkonferenz“ zu organisieren, dort zu definieren, unter welchen Bedingungen eine Vermögens- und Einkommensverwaltung als vertrauenswürdig erscheinen würde, und danach zu beraten, ob jemand von der Familie diesen Ansprüchen gerecht werden könne und wenn nein, weshalb ein privater Treuhänder mehr Sicherheit böte. 

5. Gibt es keine vertrauensvolle Lösung, scheint mir eine kombinierte Beistandschaft, und zwar für beide Ehegatten, die ultima ratio. Eine Beiratschaft wäre nur in Erwägung zu ziehen, wenn Gefahr bestünde, dass die Ehegatten selbst unter Beistandschaft Rechtsgeschäfte tätigen, die ihnen Schaden zufügen.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 25.11.2003
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